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203015 
.. Verordnung 

zur Anderung der Verordnung 
über die Ausbildung und Prüfung 

für die Laufbabn des mittleren technischen 
Dienstes in der Gewerbeaufsichtsverwaltung 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
Vom 12. Oktober 1989 

Aufgrund des § 16 des Landesbeamtengesetzes - LBG­
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981 (GY' 
NW. S. 234), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Oktober 
1987 (GV. NW. S. 366), wird im Einvernehmen mit dem In­
nenminister und Finanzminister verordnet: 

Artikel I 

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für 
die Laufbahn des mittleren technischen Dienstes in der 
Gewerbeaufsichtsverwaltung des Landes Nordrhein­
Westfalen vom 24. Mai 1982 (GV. NW. S. 304), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

,,3. eine Realschule oder eine Hauptschule mit Erfolg 
besucht hat oder einen entsprechenden Bildungs­
stand besitzt sowie in einem für den Gewerbeauf­
sichtsdienst förderlichen Beruf die Prüfung des 
Handwerks- oder Industriemeisters oder die Ab­
schlußprüfung als staatlich geprüfter Techniker be­
standen hat," 

2. § 1 Abs. 1 Nr. 4 wird gestrichen; Nummer 5 wird Num­
mer4. 

3. § 2 Abs. 2 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

,,4. je eine beglaubigte Abschrift oder Ablichung des 
Zeugnisses über die in § 1 Abs. 1 Nr. 3 geforderte 
Schul- und Berufsausbildung sowie beglaubigte Ab­
schriften oder Ablichtungen der Zeugnisse über die 
nach dem Lehrabschluß ausgeübten Tätigkeiten," 

4. In § 10 wird in der Überschrift und im Text, in § 16 und 
in der Anlage 2 jeweils das Wort "Beschäftigungstage­
buch" durch das Wort ,,Ausbildungstagebuch" ersetzt. 

5. In § 20 Abs. 1 werden das Wort "Nachbarschutzrecht" 
durch das Wort "Immissionsschutzrecht", das Wort 
"Nachbarschutz" durch das Wort "Immissionsschutz" 
ersetzt und das Zeichen und Wort "Iund" gestrichen. 

6. In § 22 Abs. 2 erhalten die Buchstaben a) und b) folgen­
de Fassung: 

"a) Unfallverhütung, Arbeits- und Betriebshygiene, so­
zialpolitischer Arbeitsschutz, 

b) Immissionsschutz (Luftreinhaltung, Lärm- und Er­
schütterungsbekämpfung)," 

7. In den §§ 1 Abs. 3, 7 Abs. 2, 17 Abs. 1, 3 und 4, 18 Abs. 1. 
Anlagen 5, 7 und 8 werden die Worte "Minister für Ar­
beit, Gesundheit und Soziales" durch die Worte "Mini­
ster für Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft" 
ersetzt. 

8. Anlage 5 ~ird wie folgt geändert: 

a) 1. Aufsichtsarbeit und 2. Aufsichtsarbeit erhalten 
folgende Fassung: 

,,1. Aufsichtsarbeit (Arbeitsschutzrecht, Immissions­
schutzrecht oder Verwaltungsrecht) 

2. Aufsichtsarbeit (technischer Arbeitsschutz oder 
technischer Immissionsschutz)" 

b) Die Nummern 1. und 2. zur mündlichen Prüfung er­
halten folgende Fassung: 

,,1. Unfallverhütung, Arbeits- und Betriebshygiene, 
sozialpolitischer Arbeitsschutz 

2. Immissionsschutz (Luftreinhaltung, Lärm- und 
Erschütterungsbekämpfung)" 

Artikel II 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Novem­
ber 1989 in Kraft. 

(2) Die Ausbildung und Prüfung der vor Inkrafttreten 
dieser Verordnung eingestellten Gewerbeassistentenan­
wärter richtet sich nach den bisher geltenden Ausbil­
dungs- und Prüfungsvorschriften. 

Düsseldorf, den 12. Oktober 1989 

Der Minister für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Klaus Matthiesen 

- GV. NW. 1989 S. 530. 

Gesetz über den Abbau 
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 

für das Land Nordrhein-Westfalen 
(AFWoGNW) 

Vom 31. Oktober 1989 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Artikel 1 

Inhaber öffentlich geförderter Wohnungen haben unter 
den übrigen Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 des Gesetzes 
über den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungs­
wesen (AFWoG) vom 22. Dezember 1981 (BGBL ! S. 1523), 
zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Anderung 
des Gesetzes über den Abbau der Fehlsubventionierung 
im Wohnungswesen (2. AFWoÄndG) vom 8. Juni 1989 
(BGEl. I S. 1058), eine Ausgleichszahlung zu leisten, wenn 
die Wohnungen in Gemeinden liegen, in denen .die Ko­
stenmieten (§§ 8 bis 8 b Wohnungsbindungsgesetz) öffent­
lich geförderter Mietwohnungen die ortsüblichen Mieten 
vergleichbarer, nicht preisgebundener Mietwohnungen 
erheblich unterschreiten (Artikel 1 Nr. 2 2. AFWoÄndG). 
Die Landesregierung bestimmt durch Rechtsverordnun­
gen die Gemeinden, bei denen 'die in Satz 1 genannten 
Voraussetzungen vorliegen. Sie kann von der Bestimmung 
einer Gemeinde absehen, wenn der Verwaltungsaufwand 
für die Erhebung der Ausgleichsabgabe in einem unange­
messenen Verhältnis zu den erwarteten Einnahmen steht. 

Artikel 2 

Anstelle von Vorschriften"des Gesetzes über den Abbau 
der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen (AFWoG) 
vom 22. Dezember 1981 (BGBL I S. 1523), zuletzt geändert 
durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes über 
den Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen 
(2. AFWoÄndG) vom 8. Juni 1989 (BGBL I S.1058), wird be­
stimmt: 

1. Abweichend von § 2 AFWoG wird bestimmt: 

a) Absatz 1 Nr. 1 ist mit folgender Maßgabe anzuwen­
den: 
"Dem Eigentümer steht der Erbbauberechtigte im 
Sinne des § 33 Abs. 2 Zweites WohI\ungsbaugesetz 
gleich. 

Eine Ausgleichszahlung ist auch nicht zu leisten, 
wenn es sich um eine andere Wohnung handelt, die 
vom Eigentümer selbst genutzt wird, der auf diese 
Wohnung entfallende Anteil der als Darlehen ge­
währten öffentlicheIP Mittel zurückgezahlt worden 
ist und der anteilige Zuschußbetrag nicht mehr ge­
zahlt wird." 

b) Anstelle von Absatz 1 Nr. 5 gilt: 
,,5. nach § 7 des Wohnul?-gsbindungsgesetzes eine 

FreisteIlung wegen Uberschreitung der Ein­
kommensgrenze nach § 25 des Zweiten Woh­
nungsbaugesetzes erteilt worden ist." 

c) Absatz 1 ist mit folgend~r Maßgabe anzuwen~en: 
"Die Ausnahmen sind ab Beginn des Monats, in 
dem sie eingetreten sind, zu berücksichtigen." 

2. Abweichend von § 3 AFWoG wird bestimmt: 
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a) Anstelle von Absatz 1 Satz 1 gilt: 
"Das Einkommen und die Einkommensgrenze be­
stimmen sich nach § 25 des Zweiten Wohnungsbau­
gesetzes. Bei der Ermittlung des anrechenbaren 
Jahreseinkommens bleiben folgende Einkünfte au­
ßer Ansatz: 

1. in Höhe von 3600,- DM jährlich als Betreuungs­
kosten für zum Familienhaushalt gehörende An­
gehörige, wenn die Betreuung wegen Krankheit 
oder berufsbedingter Abwesenheit erforderlich 
ist. Der Betrag erhöht sich auf 5400,- DM jähr­
lich, wenn eine betreute Person hilflos oder 
schwer behindert ist (§ 33 b Einkommensteuer­
gesetz), 

2. 3600,- DM jährlich von den Einkünften eines 
haushaltsangehörigen Kindes im Sinne des § 32 
des Einkommensteuergesetzes." 

b) Anstelle von Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 gilt: 
"In den F~pen des § 7 Abs. 2 AFWoG ist der Zeit­
punkt der Anderung der Verhältnisse maßgebend." 

3. Abweichend von § 4 AFW oG wird bestimmt: 

a) Absatz 1 ist mit folgender Maßgabe anzuwenden: 
"In den aufgrund dieses Gesetzes erstmals be­
stimmten Erhebungsgebieten beginnt der Lei­
stungszeitraum für alle Jahrgangsgruppen einheit­
lich am 1. Januar 1990. Dieser Leistungszeitraum 
endet 

1. für Inhaber von Wohnungen, für die öffentliche 
Mittel vor dem 1. Januar 1955 bewilligt worden 
sind, am 31. Dezember 1991, 

2. für Inhaber von Wohnungen, für die öffentliche 
Mittel nach dem 31. Dezember 1954, jedoch vor 
dem 1. Januar 1963 bewilligt worden sind, am 31. 
Dezember 1992, 

3. für Inhaber von Wohnungen, für die öffentliche 
Mittel nach dem 31. Dezember 1962 bewilligt 
worden sind, am 31. Dezember 1990." 

b) Anstelle von Absatz 2 gilt: 
"Die Leistungspflicht beginnt mit dem Beginn des 
Leistungszeitraumes, auch wenn der Leistungsbe­
scheid später erlassen wird; in diesem Fall ist die 
Ausgleichszahlung rückwirkend frühestens vom 
ersten Tag des sechsten Monats vor Bekanntgabe 
des Leistungsbescheides festzusetzen." 

c) Anstelle von Absatz 4 Satz 3 gilt: 
"Die zuständige Stelle kann sich die erneute Über­
prüfung der Einkommensverhältnisse vorbehalten. 
Wird eine erstmalige, niedrigere oder höhere Lei­
stungspflicht festgestellt, so beginnt sie am Mo­
natsersten nach Bekanntgabe des Leistungsbe­
scheides." 

4. Abweichend von § 5 AFWoG wird bestimmt: 

a) Anstelle von Absatz 2 Satz 2 gilt: 
"Erfüllt der Wohnungsinhaber die Verpflichtung 
nach § 5 Abs. 1 Satz 1 AFWoG vor Bestandskraft 
des Leistungsbescheides nachträglich, so ist § 1 
Abs. 3 AFWoG rückwirkend ab Beginn des Lei­
stungszeitraumes anzuwenden. Wird die Verpflich­
tung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 AFW oG nach Bestands­
kraft des Leistungsbescheides erfüllt, so ist ab Be­
ginn dieses Monats der Betrag zu entrichten, der 
sich nach Überprüfung der Einkommensverhältnis­
se ergibt; Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe c) und Nr. 7 
Satz 2 bleiben unberührt." 

b) § 5 AFWoG gilt entsprechend für Inhaber von 
Wohnungen im Sinne von Artikel 2 Nr. 7. 

5. Abweichend von § 6 AFWoG wird bestimmt: 

a) Anstelle von Absatz 1 Satz 2 gilt: 
"Maßgebend sind das zulässige Entgelt und der 
Höchstbetrag zu Beginn der Leistungspflicht. Der 
Antrag kann nur bis zum Ablauf des Leistungszeit­
raumes gestellt werden." 

b) Anstelle von Absatz 2 Sätze 1 bis 3 gilt: 
,,Als zulässiges Entgelt gilt das tatsächlich gezahlte 
Entgelt ohne Betriebskosten, Zuschläge und Vergü­
tungen, es sei denn, es weicht nicht nur unwesent­
lich von dem preisrechthch zulässigen Entgelt ab. 
Nutzt der Eigentümer oder sonstige Verfügungsbe­
rechtigte die Wohnung selbst, so ist als zulässiges 
Entgelt das preisrechtlich zulässige Entgelt anzu­
sehen. Als Höchstbetrag ist die Obergrenze der in 
dem Mietspiegel enthaltenen Mietzinsspanne für 
vergleichbaren Wohnraum ohne Betriebskosten, 
Zuschläge und Vergütungen zugrunde zu legen. 
Kann der Höchstbetrag danach nicht ermittelt wer­
den, so gilt der Höchstbetrag, den die Landesr::egie­
rung durch Rechtsverordnung für die einzelnen 
Jahrgangsgruppen (§ 4 Abs. 1 AF'W oG) nach Ge­
meindegrößenklassen bestimmt. Dabei ist vom üb­
lichen Entgelt für nicht preisgebundenen Wohn­
raum vergleichbarer Art, Ausstattung, Größe und 
Lage auszugehen." 

c) Absatz 4 ist nicht anzuwenden. 

6. Anstelle von § 7 AFWoG gilt: 

,,(1) Die Leistungspflicht erlischt mit Beginn des Mo­
nats, indem 

a) die Wohnung nicht mehr als öffentlich gefördert im 
Sinne des Wohnungsbindungsgesetzes gilt oder 

b) keiner der Inhaber einer Wohnung diese mehr be-
nutzt. 

(2) Ändern sich die für die Leistungspflicht maßgeben­
den Verhältnisse voraussichtlich für die Dauer von 
mindestens sechs Monaten zugunsten des Wohnungs­
inhabers nach den in § 3 Abs. 2 Satz 1 oder Satz 2 Nr. 2 
AF'WoG bestimmten Zeitpunkten, so ist die Leistungs­
pflicht auf den Betrag herabzusetzen, der den geän­
derten Verhältnissen entspricht. Die Herabsetzung er­
folgt auf Antrag mit Beginn des Monats, in dem sich 
die Verhältnisse geändert haben. Der Antrag kann nur 
bis zum Ablauf des Leistungszeitraumes gestellt wer­
den. Ihm ist zu entsprechen, wenn 

a) das Einkommen die Einkommensgrenze zuzüglich 
5% nicht mehr überschreitet, oder 

b) das Einkommen sich um mehr als 10% verringert 
hat oder 

c) die Einkommensgrenze sich infolge Änderung der 
persönlichen Verhältnisse erhöht hat oder 

d) die Zahl der Personen, die nicht nur vorübergehend 
zum Haushalt gehören, sich erhöht hat oder 

e) das für die Wohnung zulässige Entgelt ohne Be­
triebskosten, Zuschläge und Vergütungen sich um 
mehr als 10% erhöht hat." 

7. Anstelle von § 8 AFW oG gilt: 

"Dieses Gesetz ist auf Inhaber von Wohnungen, die 
nach dem Gesetz zur Förderung des Bergarbeiter­
wohnungsbaues im Kohlenbergbau oder vor dem 
15. Februar 1952 mit Landesmitteln für Bergarbeiter 
gefördert worden sind, entsprechend anzuwenden, 
wenn der Wohnungsinhaber nicht wohnungsberech­
tigt im Sinne des § 4 Abs:.l Buchstabe a), b) oder c) des 
genannten Gesetzes ist. Anderungen sind rückwirkend 
vom Eintritt der Änderungen an zu berücksichtigen." 

8. Anstelle von § 9 Abs.1 Satz 1 AFWoG gilt: 

"Dieses Gesetz ist auf Inhaber von steuerbegünstigten 
oder freifinanzierten Wohnungen, die mit Wohnungs­
fürsorgemitteln im Sinne der §§ 87 a und 111 des Zwei­
ten WOhnungsbaugesetzes gefördert worden sind, ent­
sprechend anzuwenden, solange die bei der Bewilli­
gung begründete Mietpreisbindung besteht." 

9. § 10 Abs. 1 AFWoG ist mit folgender Maßgabe anzu­
wenden: 

"Das Aufkommen darf nur in den Erhebungsgebieten 
eingesetzt werden." 
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10. § 11 AFWoG ist mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

"Die Landesregierung ist befugt, einer Stelle außer­
halb der Landesverwaltung die Wahrnehmung der 
sich aus § 9 AFWoG ergebenden Aufgaben zu übertra­
gen; dasselbe gilt für Wohnungen, die überwiegend mit 
Wohnungsfürsorgemitteln gefördert worden sind." 

Artikel 3 

Artikel 2 Nr. 5 Buchstabe a) Satz 2 ist nicht anzuwenden 
auf Leistungsbescheide, die für die Leistungszeiträume 
vom 1. Januar 1987 bis 31. Dezember 1989 und vom 1. Ja­
nuar 1988 bis 31. Dezember 1990 erteilt worden sind. Die 
Ausnahmen nach Artikel 2 Nr. 1 sind ab Inkrafttreten die­
ses Gesetzes zu berücksichtigen, auch wenn der Aus­
nahmetatbestand vor diesem Zeitpunkt eingetreten ist. 

Artikel 4 

Am Tag nach der Verkündung treten in Kraft 

1. Artikel 1, 

2. Artikel 2 in den Fällen der Nummer 3 Buchstabe a) und 
des § 4 Abs. 1 Nr. 2 AFWoG für den am 1. Januar 1990 
beginnenden Leistungszeitraum sowie hinsichtlich der 
Ermächtigung zum Erlaß einer Rechtsverordnung nach 
Nummer 5 Buchstabe b), 

3. Artikel 2 Nr. 9. 

Im übrigen tritt Artikel 2 am 1. Januar 1990 in Kraft. 

Düsseldorf, den 31. Oktober 1989 

(L.S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Johannes Rau 

Der Minister für Stadtentwicklung, 
Wohnen und Verkehr 

Christoph Z ö p e 1 

- GV. NW. 1989 S. 530. 
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